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Fragliches Sicherheitsversprechen

Israels neues Todesstrafen-Gesetz verfehlt seine Ziele
JOHANNES C. BOCKENHEIMER, TEL AVIV

Bis zum Wochenende sind es noch ein paar Tage,
schon jetzt aber lässt sich sagen: Itamar Ben-Gvir
hat eine gute Woche hinter sich. Der israelische
Sicherheitsminister hat ein Gesetz zur Todesstrafe
durch die Knesset gebracht – gegen den Wider-
stand der Opposition und Zweifel in der eigenen
Regierung. Seiner Wählerschaft hat er es als Ant-
wort auf das Hamas-Massaker vom 7. Oktober ver-
kauft: als legislativen Akt zur Abschreckung künf-
tiger Terroristen.

Ganz nebenbei hat er weltweit für Schlagzeilen
gesorgt und europäische Hauptstädte gegen sich
aufgebracht.Paris,London und Berlin lesen das Ge-
setz als weiteren Beleg für Israels demokratischen
Verfall: Es sei diskriminierend, weil es Palästinen-
ser gezielt mit dem Tod bedroht. Ben-Gvir dürfte
das kalt lassen, macht er doch aus seiner Verach-
tung für die weichen, naiven Europäer kein Hehl.

Doch weder sollte sich Ben-Gvir zu früh freuen,
noch sollten die Europäer sich allzu sehr ihrer Ent-
rüstung hingeben. Denn beide liegen falsch.

Das Gesetz verfehlt nicht nur seine erklärten
Ziele, das Land vor Gewalttaten undGeiselnahmen
zu schützen – es dürfte sie in Teilen sogar konter-
karieren. Gleichzeitig ist es aber auch kein Anzei-
chen für den nahenden Zusammenbruch der israe-

lischen Demokratie, als den es seine Kritiker be-
schreiben. Es ist schlicht mies gemachte Legisla-
tion: rechtschauvinistisches Theaterrecht, das die
funktionierende Judikative des Landes absehbar
aufheben wird.

Zunächst muss man Ben-Gvirs dröhnende Dik-
tion vom tatsächlichen Gesetzestext unterschei-
den. Da wäre seine Behauptung, das Gesetz wirke
abschreckend. Das Gegenteil ist wahrscheinlicher.
Das Gesetz setzt einen vollendeten Mord voraus –
nicht eine Geiselnahme.

Terroristen könnten also künftig einen Anreiz
haben, Israeli lebend zu verschleppen statt zu töten.
Davor hatten Militärführung und Inlandsgeheim-
dienst bereits gewarnt. Und die Täter des 7. Okto-
ber bleiben ohnehin unberührt:Das Rückwirkungs-
verbot macht das Gesetz für sie irrelevant.

Doch das Gesetz könnte auch auf jene Klien-
tel zurückfallen, die Ben-Gvir mit seiner Rheto-
rik überzeugen wollte. Denn es schliesst die Todes-
strafe für Juden nicht kategorisch aus. Terrorismus
wird im Text vage als Akt definiert, der «die Exis-
tenz des Staates negiert». Das trifft auf Hamas-
Terroristen zu.

Theoretisch trifft das womöglich auch auf ultra-
orthodoxe Gruppen zu, die den Staat Israel als reli-
giösen Irrweg beschreiben, seine Institutionen ab-
lehnen, sich ihnen bisweilen handgreiflich wider-

setzen.Vor allem aber müssen sich auch jene Sied-
ler sorgen, die seit Jahren mit Gewalt gegen die
israelische Staatsgewalt vorgehen. Ben-Gvirs Ge-
setz: Es könnte am Ende seine eigenen Unter-
stützer treffen.

Hinzu kommt ein völkerrechtliches Problem,
das dem Obersten Gerichtshof die Entscheidung
noch leichter machen dürfte.Das Gesetz sieht eine
Vollstreckungsfrist von 90 Tagen vor. Die Genfer
Konventionen, die Israel unterzeichnet hat, schreibt
das Doppelte vor. Israelische Offiziere und Rich-
ter könnten sich damit künftig internationalem
Strafrecht ausgesetzt sehen – ohne dass das Gesetz
irgendeinen Sicherheitsgewinn brächte.

Kurzum: Ben-Gvir hat ein Gesetz geschaffen,
das die Sicherheit nicht stärkt, dafür aber Israels
Ansehen imAusland beschädigt.Warum das alles?
Nun, im September wird gewählt, und Stand jetzt
steht die Koalition von Benjamin Netanyahu und
Ben-Gvir vor demAus.

Die Europäer wiederum sind auf einen billi-
gen politischen Zug hereingefallen und überbieten
sich einmal mehr mit Abgesängen auf die israe-
lische Demokratie. Dabei würde ein Blick in die
Geschichte genügen: Das israelische System hat in
den vergangenen Jahrzehnten immer wieder bewie-
sen, dass es funktioniert. Es wird auch dieses Ge-
setz überleben.

Spurabbau am Neumühlequai

Der Zürcher Stadtrat akzeptiert den Volkswillen nicht
MICHAEL VON LEDEBUR

DasTheater um eineVelospur in der Nähe des Zür-
cherHauptbahnhofs hat amMontag einen vorläufi-
gen Höhepunkt erreicht. Die Stadt Zürich liess die
Lichtsignale ausgeschaltet,mitten im Stossverkehr,
und würzte ihn so mit einer Prise Anarchie. Auto-
fahrer hupten, Trampilotinnen klingelten, Fuss-
gänger schüttelten den Kopf. Gemäss Tele Züri er-
schien erst nach Stunden ein Polizist, um den Ver-
kehr zu regeln.DieBegründungwirkt,wie die ganze
Velospur-Aktion des rot-grünen Stadtrats, trotzig:
Weil der Kanton die von der Stadt eingerichtete
Velospur wieder entfernt habe, müsse man die
Lichtsignale neu justieren. Das brauche seine Zeit.

Stadt und Kanton Zürich führen an der Lim-
mat eine Posse in bester Seldwyla-Manier auf. Mit
bösen Briefen, demonstrierenden Velofahrern und
nächtlichen Aktionen. Der Kanton liess die Situa-
tion eskalieren, als er die Velospur am Samstag
über Nacht entfernen liess, anstatt eine Ausspra-
che mit der Stadt abzuwarten. Aber der rot-grüne
Zürcher Stadtrat hat die Spirale mit einer durch-
sichtigen Provokation in Gang gesetzt.

Worum geht’s? Die Stadtzürcher Sicherheits-
vorsteherin Karin Rykart (Grüne) hat vor rund
zwei Wochen entschieden, zugunsten der Velofah-

rer eine von drei Fahrspuren auf dem Neumühle-
quai aufzuheben, ohne Rücksprache mit dem Kan-
ton. Es ist jene Strasse, die von der Autobahnaus-
fahrt beimMilchbucktunnel Richtung Hauptbahn-
hof führt. Rykart deklarierte dies als kurzfristige
Massnahme im Rahmen von Bauarbeiten. Zu sol-
chen ist die Stadt zwar berechtigt. Dennoch wirkt
die Begründung wenig glaubwürdig.

Die Stadt will Velofahrer mit dem neuen Velo-
streifenumdieGrossbaustelle amBahnhofquai her-
umlotsen.Die eigentlicheUmleitung in den 40Mil-
lionenFranken teurenVelotunnel unter demHaupt-
bahnhof hindurch sei zuwenig genutztworden.Nur:
Just am Neumühlequai ist schon seit langem eine
neue Veloführung geplant. Hier gibt es tatsächlich
Verbesserungsbedarf, ein Projekt ist pendent. Die
treuherzige Begründung, es handle sich bloss um
eine Baustellenanordnung, bemäntelt deshalb, dass
die Stadt hier Fakten schafft. Es ist ein Versuchs-
betrieb mit der Maximallösung, einem Spurabbau.

InWahrheit wusste der Stadtrat sehr genau,dass
dies eine Provokation in Reinform ist. Sonst hätte
er angesichts der belastetenVorgeschichte das Ge-
spräch mit dem Kanton gesucht.Der Streich war ja
auch nicht der erste seiner Art. Auf der Bellerive-
strasse kündete Rykarts Vorgänger Richard Wolff
(AL)einst aus demNichts einenSpurabbauan,auch

hier zugunsten desVelos.Und dieTiefbauvorstehe-
rin SimoneBrander (SP) sperrte nochalsKlimaakti-
vistin eine Fahrbahn und malte einen Veloweg auf.

Der Stadtrat foutiert sich oft um übergeordne-
tes Recht. Beim Neumühlequai rennt er gegen den
Anti-Stau-Artikel in der Kantonsverfassung an, der
ersatzlose Kapazitätseinschränkungen verbietet. In-
folge des Spurabbaus verstärkte sichderRückstau im
Autobahntunnel.Es ist logisch,dass der Kanton dies
nicht akzeptieren kann. Im Kern geht es darum,wer
in Verkehrsfragen das Sagen hat. Die Stadt Zürich
stellt dieLebensqualität derEinwohner insZentrum
und hätte am liebsten gar keinenAutoverkehr mehr
in der Stadt.Der Kanton hat dasAugenmerk auf der
Mobilität, die zu gewährleisten ist. Es ist sinnvoll,
Durchgangsverkehr umdie Stadt herumzuleitenund
dieQuartieremöglichst wenig zu belasten.Komplett
wegplanen kann man denAutoverkehr aber nicht.

Die Lösung liegt auf der Hand: Die Quartiere
sind Sache der Stadt. Bei Hauptstrassen muss sie
Rücksprache mit dem Kanton nehmen und im
Zweifelsfall dessen letztes Wort akzeptieren. Ge-
nau in diesem Sinn hat sich die Kantonsbevölke-
rung letzten Herbst an der Urne geäussert, als es
um Tempo 30 auf Hauptstrassen ging. Die Stadt
sollte diesesVerdikt endlich akzeptieren und durch-
sichtige Spielchen unterlassen.

Italiens Scheitern in der WM-Qualifikation

Zu wenig Talent, zu wenig Durchmischung
MICHELE COVIELLO

Ach, Italien!Die Fussballnation des vierfachenWelt-
meisters kommt einmal mehr wie ein unverbesser-
licher Lausbub daher,wie ein Schüler,der zur immer-
gleichen Prüfung antrabt – und doch nichts gelernt
hat. Der Stoff ist ihm längst bekannt. Die Termine
auch. Er hätte Zeit zum Lernen gehabt.Aber er ras-
selt gnadenlos durch.AuchdieWMinNord- undMit-
telamerikawirdohnedeneinstigenStammgast Italien
stattfinden.Was Italien erlebt, ist längst keine Laune
des Schicksals mehr.Es ist die Folge des Nichtstuns –
so wie bei den meisten verbockten Klausuren.

Die dritte verpasste WM-Qualifikation in Folge
ist deshalb das Beste, was dem italienischen Fussball
passieren konnte. Sie führt dem ganzen System vor
Augen,dass esohne tiefgreifendeVeränderungenkei-
nenAnschluss an denWeltfussball mehr finden wird.
Spätestens jetztwärees anderZeit,mit demProblem-
schüler zu reden.DieNachhilfefächerheissen:koordi-
nierte Nachwuchsarbeit mit klarer Spielphilosophie,
Reduktion der Serie A auf weniger Teams, leiden-
schaftliche statt machtbesessene Verbandsführung,
Bau von attraktiven und rentablen Stadien.

All diese Baustellen sind seit Jahrzehnten offen-
sichtlich. Aber das System Calcio war unfähig, sich
zu reformieren. Und unwillig.Wer im Verband das

Sagenhatte,wollte nie diemächtigenKlubs brüskie-
ren, die lieber ausländischeTalente fixfertig einkau-
fen,statt sie selbst auszubilden.Hierwird einwunder
Punkt der italienischenGesellschaft sichtbar.Kinder
von Eingewanderten finden oft schwer Anschluss
ans soziale Leben und damit an die Sportwelt.

Marodwar der italienischeFussball bereits 2006,
als die Azzurri mitten in einem der grössten Be-
trugsskandale der Fussballgeschichte zurWMnach
Deutschland anreisten. Dass ausgerechnet die Ita-
liener den Titel gewannen, vertuschte gerade noch
einmal, was alles in Klubs und im Verband schief-
lief. Italien feierte sich selbst.Reformen?Vielleicht
später. Aber die Jahre verstrichen, und am nächs-
ten Turnier in Südafrika schied der Titelhalter mit
einem überalterten Team ohne einen Sieg aus. All
die heutigenDiskussionen führte Italien schon2010.
Was Frankreich und Deutschland mit den Nach-
wuchsleistungszentren schon längst umsetzten,war
im Süden erst eine vage Idee.

Der Verband engagierte damals seinen viel-
leicht grössten Fussballer der Geschichte als Präsi-
denten der technischenAbteilung.Roberto Baggio
erstellte von 2011 bis 2012 einen 900 Seiten dicken
Plan, um Trainerwesen, Scouting und Ausbildung
vonTalenten zu verändern.Was damit passierte, ist
sinnbildlich: Das Dossier landete in irgendwelchen

Schubladen. 2013 gab Baggio entnervt den Posten
auf, weil sich nichts bewegte.

So ging das Schlingern weiter. Auch 2014: Aus
in der Gruppenphase. Verhängnisvoll war in die-
sem Fall Costa Rica. Dann folgten die drei Blama-
gen mit den verpassten Qualifikationen.Zwischen-
durch stemmten dieAzzurri dieTrophäe der EM in
die Höhe.Es war ein weitererMoment, der eine fal-
sche Sicherheit suggerierte, der denken liess, dass es
vielleicht doch nicht so schlecht um dieses Fussball-
land stünde.Natürlich war das einTrugschluss.Der
damaligeTrainer RobertoMancini hatte es alsAus-
nahmekönner in kurzer Zeit geschafft, ein schlag-
kräftiges Team zusammenzustellen. Schon bald da-
nach wurde aber klar, dass es sich auf einem wack-
ligen Fundament befand. Als Mancini weg war,
fehlte eine klare Linie, eine Identität.

Besonders deutlich wurde dies im EM-Viertel-
final 2024, als die Schweiz die Italiener des Coa-
ches Luciano Spalletti vom Platz fegte. Denn die
Schweiz hat seit den 1990er Jahren genau das,
was den Italienern fehlt: einen genauen Plan, wie
Talente gefunden und aufgebaut werden, wie eine
Auswahl spielen soll.Mit zahlreichen Jugendlichen
und Secondos. Ohne diese Basis kann auch ein
noch so beherzter Weltmeister wie Gennaro Gat-
tuso als Trainer nichts anrichten.

Terroristen könnten
künftig einen Anreiz haben,
Israeli lebend zu verschleppen
statt zu töten.

Im Kern
geht es darum,
wer in Verkehrsfragen
das Sagen hat.

Die dritte verpasste
WM-Qualifikation in Folge
ist das Beste, was
dem italienischen Fussball
passieren konnte.
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Benzin und Diesel sind gar nicht so teuer
Die deutschen Massnahmen gegen die hohen Kraftstoffpreise sind Polittheater – inflationsbereinigt sind die Kosten kaum gestiegen

PETER RÁSONYI

Am Mittwoch trat das Gesetz zur Be-
grenzung der täglichen Anpassung der
Treibstoffpreise in Kraft, mit dem die
deutsche Regierung auf die lauten Kla-
gen über hohe Preise für Diesel und Ben-
zin reagiert. Somit dürfen die Preise an
deutschen Tankstellen nur noch einmal
am Tag angepasst werden. Die Regie-
rung hofft, den seit dem Beginn des Iran-
Kriegs vor einem Monat beobachteten
kräftigen Preisdruck an den Tankstellen
damit abzufedern.

Ob das wirklich einen Effekt haben
wird, ist abzuwarten. Entsprechende Er-
fahrungen in Österreich sollen positiv
gewesen sein. Doch es ist fraglich, ob die
Mineralölkonzerne damit wirklich im
Durchschnitt tiefere Preise an deutschen
Tankstellen festlegen werden. Ihnen wird
die Preisdifferenzierung verwehrt, mit der
sie bisher auf Nachfragespitzen im Tages-
verlauf reagieren konnten. Möglicher-
weise kompensieren sie diesen Verlust
durch einen generellen Preisaufschlag,
sofern der Wettbewerb das zulässt.

Flexible Preise gang und gäbe

Fraglich ist auch, warum ausgerechnet
die Mineralölkonzerne nicht auf zeitliche
Nachfrageschwankungen mit flexiblen
Preisen reagieren dürfen, während das für

andere Branchen völlig normal ist: Flug-
gesellschaften, Online-Shops oder Hotel-
buchungsplattformen differenzieren ihre
Preise im Tagesverlauf nach komplexen
Modellen, um die Zahlungsbereitschaft
der Nachfrager optimal zu treffen.

Der gesetzgeberische Aktivismus der
Regierung dürfte denn auch weniger
durch Überzeugung von der ökonomi-
schen Wirkung begründet sein als durch
den Wunsch, die Gemüter zu beruhigen.
Es ist Polittheater, das wenig kostet und
von der für die Politiker viel schmerzhaf-
teren Option ablenkt, die Energiesteuern
auf Kraftstoffen zu senken.

Blickt man auf die längerfristige Ent-
wicklung der Rohöl- und Kraftstoff-
preise, erscheint die ganze Aufregung
übertrieben. Der Iran-Krieg hat die Erd-
ölausfuhren aus dem Persischen Golf
weitgehend blockiert, durch den nor-
malerweise 20 Prozent des gehandelten
Erdöls ausgeführt werden. Sollte die-
ser Zustand anhalten, wäre dies laut der
Einschätzung der Internationalen Ener-
gieagentur (IEA) der historisch gravie-
rendste Einschnitt in die globale Ener-
gieversorgung.

Doch das gegenwärtige Preisniveau
ist keineswegs einzigartig, wenn man die
historischen Preise um die Inflation be-
reinigt. Die Erdölkrisen der siebziger
Jahre haben zu viel stärkeren Ausschlä-
gen von tieferem Niveau aus geführt und

waren ein viel gewaltigerer wirtschaft-
licher Schock für die westliche Welt.Auch
die Boomjahre vor dem Ausbruch der
Finanzkrise sowie die Ausschläge nach
Beginn des Arabischen Frühlings Ende
2010 führten zu deutlich höheren Prei-
sen. Die düsteren Warnungen der IEA
erscheinen deshalb noch etwas verfrüht;
sie dürften sich wohl nur materialisieren,
wenn der Iran-Krieg weiter eskaliert und
die Erdöl- und Erdgasausfuhren vom Per-
sischen Golf über lange Zeit ausfallen.

Die Schweiz bleibt entspannt

Die Preisschilder an den Tankstellen
haben einen hohen emotionalen Wert,
der die Politik nicht kaltlässt. Das gilt
besonders im Autoland Deutschland; in
der Schweiz gibt sich die Politik gewohnt
nüchterner und plant noch keine Preis-
massnahmen. Gemessen an der Belas-
tung der Privathaushalte durch die Aus-
gaben für Kraftstoffe ist das vernünftig.

Diese haben sich über die letzten drei
Jahrzehnte bemerkenswert stabil verhal-
ten. In der Schweiz entwickelten sich die
Preise für Benzin und Diesel abgesehen
von kurzfristigen Schwankungen ziemlich
parallel zur Preisentwicklung aller Kon-
sumgüter. Unmittelbar vor dem Ausbruch
des Iran-Kriegs lagen sie leicht unter der
Inflationskurve. Für den März liegen
noch keine Daten vor.

Ähnlich ist es in Deutschland. Wenn
der Dieselpreis heute umgerechnet bei
fast jenen 5 DM liegt, mit denen führende
Grüne 1997 in den Wahlkampf zogen –
und damit fast scheiterten –, dann ist das
kein Triumph grüner Politik. Es liegt viel-
mehr an der allgemeinen Inflation. In
den letzten 25 Jahren bewegten sich die
Kraftstoffpreise inflationsbereinigt sta-
bil in einem Zielband zwischen 1.50 und
2.00 Euro, ohne klare Aufwärtstendenz.

Im März 2026 sprangen die Kraft-
stoffpreise dann allerdings um 24 Pro-
zent bei Benzin und 36 Prozent bei
Diesel hoch. Sie lagen leicht über den
Höchstständen von 2022 und Anfang
der zehner Jahre. Die deutliche Niveau-
verschiebung um das Jahr 2000 war der
rot-grünen Regierung Schröder zu ver-
danken, die 1997 an die Macht gekom-
men war. Sie erhöhte die Energiesteuer
auf Kraftstoffen um 14 Cent pro Liter
auf Benzin und 13 Cent auf Diesel. Seit-
her blieb die Steuer unverändert.

Auch was die Belastung der deut-
schen Privathaushalte durch die Kraft-
stoffkosten betrifft, ist abgesehen von
kurzfristigen Schwankungen viel Konti-
nuität zu beobachten. Rechnet man die
Inflation aus den Daten des Bundesamts
für Verkehr heraus, lagen die Ausgaben
für Kraftstoff lange im Bereich zwischen
11 bis 13 Euro pro 100 Kilometer (im
Durchschnitt von Diesel und Benzin).
Würden sie im Jahr 2026 auf dem heu-
tigen hohen Niveau verharren, was völ-
lig ungewiss ist, lägen die Ausgaben der
Haushalte pro gefahrene 100 Kilometer
im Durchschnitt knapp unter 15 Euro.

Das wäre ein Spitzenwert, aber er
läge nur rund einen Viertel über dem
Kostenniveau des letzten Vierteljahr-
hunderts. Der Wert relativiert sich durch
die generelle Zunahme des Wohlstands
in Deutschland. Denn das Bruttoinland-
produkt pro Kopf ist preisbereinigt von
2000 bis 2025 um 27 Prozent gewach-
sen. Zudem bietet der Fahrzeugmarkt
den Kunden etliche verbrauchsarme
Alternativen an, wenn sie auf ein ande-
res Fahrzeug umsteigen wollen.

Eine anspruchsvolle umweltpolitische
Regulierung und Kundenwünsche haben
in den letzten drei Jahrzehnten einen ein-
drücklichen technischen Fortschritt der
Automobiltechnologie angetrieben. Die-
ser führte bei vergleichbaren Fahrzeugen
zu einem deutlichen Rückgang des Ver-
brauchs. Dies illustrieren die 11 Gene-
rationen des Mittelklassewagens Volks-
wagen Passat, der seit mehr als 50 Jahren
produziert wird: Das erste Modell lief
1973 vom Band. Es wog weniger als eine
Tonne, wurde von einem 85 PS leisten-
den 1,6-Liter-Motor angetrieben und ver-
brauchte 9,2 Liter Benzin pro 100 Kilo-
meter. Die neuste Generation ist seit 2023

im Angebot. Sie wiegt 1600 bis 1800 kg
und wird von einem 1,5-Liter-Motor an-
getrieben, der bis zu 150 PS leistet und
offiziell 5,4 Liter Benzin verbraucht.

Die Konsumenten haben also die
Möglichkeit, durch die Wahl des Fahr-
zeugs massiv Treibstoffkosten zu sparen.
Das gilt heute erst recht durch die vielen
marktreifen Elektroautos. Im ersten Pan-
demiejahr 2020 sackte die zuvor jahrelang
konstante Summe der mit Verbrenner-
PKW gefahrenen Kilometer in Deutsch-
land um 10,5 Prozent ab und blieb seit-
her auf tieferem Niveau. Der Grund ist
der rasante Zuwachs von E-Autos, deren
Zahl sich in den letzten drei Jahren auf
2 Millionen verdoppelt hat.

Trotz dem beeindruckenden techni-
schen Fortschritt ist der Verbrauch der
Verbrenner-Autos in Deutschland insge-
samt viel weniger rasant gesunken, als das
obige Beispiel illustriert. Lag er laut dem
Bundesamt für Verkehr 1992 im Durch-
schnitt (Benzin und Diesel) bei 9,1 Liter
pro 100 km, so waren es 2024 immer noch
7,4 Liter. Der Grund ist die Präferenz der
Konsumenten für grössere, sicherere, stär-
kere, besser ausgestattete und deshalb
viel schwerere Fahrzeuge. Doch auch das
ist eine Form des Fortschritts, den die Ver-
braucher offensichtlich wünschen.

Er deutet darauf hin, dass entgegen
der hitzigen politischen Debatte um die
gegenwärtigen Benzinpreise Einsparun-
gen bei den Treibstoffkosten keine hohe
Priorität für die Verbraucher haben.

Beim CO2-Preis kommt die EU der Wirtschaft ein wenig entgegen
Die Industrie ist weiterhin unzufrieden und ortet das Problem in den ungenügenden Kapazitäten der Stromnetze

DANIEL IMWINKELRIED, BRÜSSEL

Bis 2050 will die EU netto klimaneutral
sein. Industrie und Haushalte dürfen ab
dann nur noch so viel CO2 und andere
Treibhausgase ausstossen, wie sich mit
technischen und natürlichen Mitteln aus
der Atmosphäre absorbieren lassen.

Ein Marktpreis für CO2 ist dabei
das Schlüsselinstrument, um dieses Ziel
zu erreichen. Firmen müssen über das
Emissions Trading System (ETS) oder
bei anderen Unternehmen Zertifikate
kaufen, um die Umwelt verschmutzen
zu können. Energieintensive Sektoren
wie Stahl oder Chemie erhalten die Zer-
tifikate teilweise gratis, weil deren Kauf
sie möglicherweise in den Ruin triebe.

Europas Chemiebranche klagt

Ökonomen schwören auf das ETS. Aus
ihrer Sicht handelt es sich um ein markt-
wirtschaftliches Instrument, um die öko-
logische Wende zu bewerkstelligen. Die
Unternehmen sind gespalten: Wer res-

sourcensparend produziert, geniesst
einen Konkurrenzvorteil gegenüber
den «Schmutzfinken». Diese aber kla-
gen, die Zertifikate würden inzwischen
so viel kosten, dass sie nicht mit chinesi-
schen Konkurrenten mithalten können.
Betroffen ist etwa der Chemiesektor.

Das Problem hat sich mit dem Iran-
Krieg noch verschärft: Erdöl und Gas
seien derart teuer geworden, da brauche
es die Kosten für Emissionszertifikate
nicht auch noch, heisst aus der Industrie.
Bei den europäischen Politikern sind die
Klagen angekommen. Einige von ihnen,
etwa Italiens Ministerpräsidentin Gior-
gia Meloni, möchten das ETS am liebs-
ten vorübergehend suspendieren.

Doch darauf kann die EU-Kommis-
sion nicht eingehen, denn für sie ist das
ETS der Schlüssel zur Klimaneutralität.
Und würde man den Forderungen Melo-
nis oder des tschechischen Ministerprä-
sidenten Andrej Babis nachgeben, wäre
das ein Präzedenzfall.

Beim ETS passen die Logik des Mark-
tes und die der Politik nur beschränkt zu-

sammen: Einerseits müssen die Zertifi-
kate so teuer sein, dass der Preis die Fir-
men schmerzt. Anderseits sollten die
Zertifikate sie nicht aus Europa vertrei-
ben.Aus diesem Zwiespalt heraus schlägt
die EU nun Massnahmen vor: Sie sollen
den Druck, der vom ETS ausgeht, etwas
abschwächen, an dessen Grundzügen
aber nichts ändern.

 Im ETS gibt es einen Puffer an Zer-
tifikaten, die auf den Markt gelan-
gen, wenn deren Preis stark zunimmt.
Stieg die Zahl dieser Reservezertifikate
auf über 400 Millionen, wurde die über-
schüssige Menge bisher zerstört. Das
soll nun nicht mehr der Fall sein und den
CO2-Preis stabilisieren.

 Energieintensive Firmen sollten bis
2034 Gratiszertifikate erhalten. Laut
der Kommission ist eine Option, dieses
Schwellenjahr weiter hinauszuschieben.

 400 Millionen Zertifikate will die
EU für einen «Investitions-Booster»

verwenden. Sie sollen etwa Stahl-
firmen zugutekommen, die ihre Anla-
gen umrüsten.

Die Massnahmen werden Europas
Energieproblem nur wenig mildern und
an der derzeit schwierigen Lage gar
nichts ändern. Die Vorschläge der Kom-
mission stellen die Industrie denn auch
nicht zufrieden. Für die grüne Transfor-
mation fehlten in Europa viele Voraus-
setzungen, meinte etwa der deutsche
Verband der Chemischen Industrie:
so Netzanschlüsse und wettbewerbs-
fähige Strompreise. Die Industrie stört
sich also daran, dass sie von der Politik
einen CO2-Preis aufgezwungen bekom-
men hat, Letztere beim Leitungsausbau
aber nicht vorwärtsmacht.

Umso schwerer wiegen daher auch
die Folgen des Iran-Krieges. Der EU-
Energiekommissar Dan Jörgensen hat
am Dienstagabend dazu ein düsteres
Bild gezeichnet: Europa befinde sich
in einer sehr ernsthaften Situation, die
Folgen für die Energieversorgung wür-

den nicht bloss kurzfristig sein, sagte er.
Zunehmend angespannt sei die Lage im
Markt für Diesel und Kerosin.

Weniger Auto fahren

Jörgensen nimmt allerdings nicht die
Firmen in die Pflicht – kurzfristig ginge
das auch nicht. Stattdessen legt er jedem
einzelnen Europäer und jeder Europäe-
rin Massnahmen nahe, welche die Nach-
frage nach Kraftstoffen dämpfen. Kon-
kret nannte er: Home-Office, Tempo-
limiten, Car-Sharing und die vermehrte
Nutzung des öffentlichen Verkehrs.

Bisher hat sich allerdings keine euro-
päische Regierung getraut, Tempo-
beschränkungen oder autofreie Sonn-
tage anzukündigen. Dabei wäre es na-
heliegend, die Nachfrage zu drosseln,
wenn das Angebot fällt. Etwas unsinnig
ist es dagegen, Kraftstoffpreise künstlich
niedrig zu halten, wie das mittlerweile
viele Regierungen versuchen.Am preis-
treibenden Missverhältnis von Angebot
und Nachfrage ändert das nichts.

Erdölpreis teuerungsbereinigt

Zu konstanten Konsumentenpreisen in den USA von 2024, in Dollar

1 Erste Erdölkrise

2 Zweite Erdölkrise

3 Finanz-Krise
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Prognose (ab 2025)

Inflationsbereinigt zu Preisen von 2025.
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